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staatlichen Struktur- und Organisationsformen und auch — 
in längeren Zeitabständen — der Verfassung selbst an den 
erreichten Stand der Entwicklung der Gesellschaft und ihrer 
produktiven Kräfte.

Führende Rolle der Partei der Arbeiterklasse — 
notwendige Bedingung sozialistischer Verfassungsgestaltung

War die Spontaneität der Entstehung der Pariser Kommune 
Ausdruck der historischen Gesetzmäßigkeit der Umwälzung 
der alten Gesellschaftsverhältnisse, so war die Unsicherheit 
und Unschlüssigkeit, mit der die Kommunarden ihre prakti­
schen Maßnahmen beschlossen und zu verwirklichen began­
nen,9 Ausdruck des objektiven Fehlens einer genügend star­
ken, von der wissenschaftlichen Erkenntnis gesellschaftlicher 
Entwicklungsprozesse ausgehenden und getragenen bewußten 
Kraft innerhalb der Arbeiterklasse selbst, einer proletarischen 
Partei, die die Praxis der revolutionären Bewegung mit der 
wissenschaftlichen Theorie zu einer Einheit hätte verbinden 
können. 10

Diese Erkenntnis und ihre praktische Verwirklichung, die 
zugleich den maßgeblichen Unterschied zwischen der Pariser 
Kommune und den Sowjets in der siegreichen Oktoberrevo­
lution markiert, enthält auch eine wesentliche verfassungs­
theoretische Konsequenz: Inspirator sozialistischer Verfas­
sungen, orientierende Kraft für deren konzeptionelle Anlage 
und gleichzeitig die entscheidende Garantie für ihre konse­
quente, zielstrebige Verwirklichung kann nur eine marxi­
stisch-leninistische Partei der Arbeiterklasse sein, die sich von 
der wissenschaftlichen Erkenntnis der Gesetzmäßigkeiten der 
gesellschaftlichen Entwicklung leiten läßt und die es versteht, 
diese Erkenntnisse mit den konkreten Erfahrungen und Er­
fordernissen des Kampfes der Arbeiterklasse des jeweiligen 
Landes zu verbinden.U Die führende Rolle der marxistisch- 
leninistischen Partei der Arbeiterklasse ist also eine notwen­
dige Bedingung sozialistischer Verfassungsgestaltung und 
Verfassungsverwirklichung, so wie die Verfassung selbst die 

V Rolle der Partei der Arbeiterklasse als führende Kraft der 
gesamten gesellschaftlichen Entwicklung als Grundprinzip 
sozialistischer Gesellschaftsgestaltung in dieser oder jener 
Weise — zumindest durch die klare Qualifizierung des Klas­
senwesens der sozialistischen Staatsmacht — juristisch fixiert.

Die Ursache dafür liegt im Wesen der sozialistischen Ge­
sellschaftsordnung, deren Gestaltung auf der Grundlage der 
Erkenntnis und Beherrschung der Gesetze der gesellschaft­
lichen Entwicklung nur das bewußte Werk der Volksmassen 
selbst sein kann. Dazu aber ist es notwendig, daß die Partei 
als die organisierte, bewußte Vorhut der Arbeiterklasse die 
Klasse selbst und die ganze Masse des werktätigen Volkes 
zur Erkenntnis dieser Gesetze führt und ihr praktisches Han­
deln diesen Gesetzmäßigkeiten entsprechend orientiert.

Daraus folgt erstens, daß eine sozialistische Verfassung der 
objektiv bedingten Führungsfunktion der Arbeiterklasse und 
ihrer Partei Rechnung tragen und die bestmöglichen Bedin­
gungen für die Verwirklichung dieser Führungsfunktion ge­
währleisten muß. Zweitens folgt daraus, daß die sozialistische 
Verfassung vornehmlich auf die Entwicklung und ständige 
Erweiterung der bewußten Aktivität der werktätigen Massen, 
d. h. auf die Entfaltung der sozialistischen Demokratie, ge­
richtet sein muß.

Indem sozialistische Verfassungen Ausdruck der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen 
Partei und zugleich Instrument zu deren Verwirklichung sind, 
sind sie folglich alles andere als die juristische Installierung 
einer Herrschaft der Partei über das Volk. Sie sind vielmehr 
Instrument zur vollen Entfaltung der Gestaltungskräfte des 
Volkes, der Volkssouveränität — als bewußte und organisierte 
Kraft gemeinsamen Handelns entsprechend den erkannten 
objektiven Bewegungsgesetzen des gesellschaftlichen Fort­
schritts. Deshalb wird in den sozialistischen Verfassungen den 
grundlegenden Aufgaben, auf deren Lösung alle staatliche 
und gesellschaftliche Aktivität zu konzentrieren ist, großes 
Gewicht beigeimessen, und deshalb ist in diesen Verfassungen 
das Prinzip der Konzentration aller staatlichen Macht bei den 
gewählten Vertretungskörperschaften des werktätigen Volkes 
mit der unmittelbaren und ständigen Teilnahme der Werk­
tätigen an deren Tätigkeit, mit der öffentlichen Kontrolle

über alle anderen Organe des Staatsapparates und mit der 
Entwicklung vielfältiger Formen gesellschaftlicher Massen­
aktivität verbunden. *
Als entscheidende verfassungstheoretische Konsequenz aus 
der Marxschen Auseinandersetzung mit der bürgerlichen Ver­
fassungstheorie und -praxis sowie aus der Marxschen Ana­
lyse der ersten Keimform einer proletarischen Macht, der 
Pariser Kommune des Jahres 1871, ergibt sich, daß mit der 
Errichtung der politischen Macht der Arbeiterklasse, durch 
ihre führende Rolle in der Gesellschaft die Schöpferkräfte 
des Volkes freigesetzt und zu bewußter gesellschaftsgestalten­
der Aktivität organisiert werden. Gerade dadurch wird der 
gesellschaftliche Fortschritt zum Prinzip der Verfassung. An 
die Verfassung selbst — an ihre Ausarbeitung, Gestaltung und 
ihre Verwirklichung durch das Handeln des Staates wie der 
Massen — wird die Forderung gestellt, dieses Prinzip fort­
schreitender Gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
durch das zunehmend bewußte und organisierte Handeln der 
Volksmassen als ständigen, fortwährenden Prozeß zu ver­
wirklichen, die notwendigen staatsrechtlichen Formen und 
gesellschaftlichen Verhaltensgrundsätze gerade für diese fort­
schreitende Entwicklung zur Verfügung zu stellen. Dies ver­
mag die Verfassung nur, wenn sie als Instrument zur Förde­
rung dieser Entwicklung zugleich selbst dieser Entwicklung 
unterworfen wird.

Damit bezieht auch die Verfassungstheorie einen neuen 
Boden ihrer Erkenntnis: Nicht mehr die Verkündung abstrak­
ter Rechtsprinzipien bildet den Inhalt ihrer Arbeit, sondern 
es sind die jeweiligen Grundsätze und Erfordernisse zu er­
mitteln, die sich aus den objektiven Bewegungsgesetzen der 
gesellschaftlichen Produktivkräfte für die Gesellschaftsgestal­
tung durch die Volksmassen ergeben.

Seit Marx und seit seiner Analyse der Pariser Kommune 
haben sich die Produktivkräfte der Gesellschaft in gewaltigen 
Ausmaßen entwickelt, und gegenwärtig leitet die wissen­
schaftlich-technische Revolution neue', umwälzende Verände­
rungen dieser Kräfte ein. Die Große Sozialistische Oktober­
revolution des Jahres 1917, die theoretische Arbeit W. I. Le­
nins und die Praxis des realen Sozialismus in unserem Jahr­
hundert sowie die theoretische Arbeit der kommunistischen 
und Arbeiterparteien haben seither den Marxschen Erkennt­
nissen vieles Neue, Weiterführende hinzugefügt. Namentlich 
hat die Verfassung der UdSSR vom 7. Oktober 1977 den ge­
samten Erfahrungsschatz der Verfassungsentwicklung der 
Sowjetunion sowie die Erfahrungen der anderen sozialisti­
schen Bruderländer aufgearbeitet, verallgemeinert und damit 
auch der marxistisch-leninistischen Verfassungstheorie neue 
Erkenntnisse und Impulse vermittelt. * S.
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